
Anlage 1 
 
 
Zitat § 51 BauO NRW alt: 
 
§ 51 
Stellplätze und Garagen, Abstellplätze für Fahrräder 
 
(1) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen und anderen Anlagen, bei denen ein Zu- und 
Abgangsverkehr zu erwarten ist, müssen Stellplätze oder Garagen hergestellt werden, wenn und 
soweit unter Berücksichtigung der örtlichen Verkehrsverhältnisse und des öffentlichen 
Personenverkehrs zu erwarten ist, dass der Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug erfolgt 
(notwendige Stellplätze und Garagen). Hinsichtlich der Herstellung von Fahrradabstellplätzen gilt Satz 
1 sinngemäß. Es kann gestattet werden, dass die notwendigen Stellplätze oder Garagen innerhalb 
einer angemessenen Frist nach Fertigstellung der Anlagen hergestellt werden. 
 
(2) Wesentliche Änderungen von Anlagen nach Absatz 1 oder wesentliche Änderungen ihrer Benutzung 
stehen der Errichtung im Sinne des Absatzes 1 gleich. 
 
(3) Die Stellplätze und Garagen sind auf dem Baugrundstück oder in der näheren Umgebung davon 
auf einem geeigneten Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich 
gesichert ist. Die Bauaufsichtsbehörde kann, wenn Gründe des Verkehrs dies erfordern, im Einzelfall 
bestimmen, ob die Stellplätze auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück herzustellen 
sind. Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück herzustellen. 
 
(4) Die Gemeinde kann für abgegrenzte Teile des Gemeindegebietes oder bestimmte Fälle durch 
Satzung bestimmen, dass  
 
1. notwendige Stellplätze oder Garagen sowie Abstellplätze für Fahrräder bei bestehenden baulichen 
Anlagen herzustellen sind, soweit die Sicherheit oder Ordnung des öffentlichen Verkehrs oder die 
Beseitigung städtebaulicher Missstände dies erfordert, 
 
2. die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen untersagt oder eingeschränkt wird, soweit Gründe des 
Verkehrs, insbesondere die Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln, städtebauliche Gründe oder 
der Schutz von Kindern dies rechtfertigen. 
 
(5) Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten möglich, so kann die Bauaufsichtsbehörde unter Bestimmung der Zahl der 
notwendigen Stellplätze im Einvernehmen mit der Gemeinde auf die Herstellung von Stellplätzen 
verzichten, wenn die zur Herstellung Verpflichteten an die Gemeinde einen Geldbetrag nach Maßgabe 
einer Satzung zahlen. Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen aufgrund einer Satzung 
nach Absatz 4 Nr. 2 untersagt oder eingeschränkt, so ist für die Differenz zwischen notwendigen 
Stellplätzen und hergestellten zulässigen Stellplätzen oder Garagen ein Geldbetrag an die Gemeinde zu 
zahlen. Den Geldbetrag zieht die Gemeinde ein. Der Geldbetrag darf 80 vom Hundert der 
durchschnittlichen Herstellungskosten von Parkeinrichtungen nach Absatz 6 Buchstabe a einschließlich 
der Kosten des Grunderwerbs im Gemeindegebiet oder in bestimmten Teilen des Gemeindegebietes 
nicht überschreiten. Die Höhe des Geldbetrags je Stellplatz ist durch Satzung festzulegen. 
 
(6) Der Geldbetrag nach Absatz 5 ist zu verwenden 
 
a) für die Herstellung zusätzlicher Parkeinrichtungen im Gemeindegebiet, 
 
b) für investive Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs oder 
 
c) für investive Maßnahmen zur Verbesserung des Fahrradverkehrs. 
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Die Verwendung des Geldbetrages muss für die Erreichbarkeit des Bauvorhabens, das die 
Zahlungspflicht auslöst, einen Vorteil bewirken. 
 
(7) Stellplätze und Garagen müssen so angeordnet und ausgeführt werden, dass ihre Benutzung die 
Gesundheit nicht schädigt und Lärm oder Gerüche das Arbeiten und Wohnen, die Ruhe und die 
Erholung in der Umgebung nicht über das zumutbare Maß hinaus stören. Es kann verlangt werden, 
dass anstelle von Stellplätzen Garagen hergestellt werden. 
 
(8) Notwendige Stellplätze, Garagen und Fahrradabstellplätze dürfen nicht zweckentfremdet werden. 
Sie dürfen Personen, die nicht Nutzer oder Besucher der Anlage nach Absatz 1 Satz 1 sind, nur dann 
und lediglich zum Abstellen von Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern vermietet oder sonst überlassen 
werden, wenn und solange sie nicht für Nutzer und Besucher benötigt werden. 
 
(9) Werden in einem Gebäude, das vor dem 1. Januar 1993 fertiggestellt war, Wohnungen durch 
Ausbau des Dachgeschosses geschaffen, so brauchen notwendige Stellplätze und Garagen 
entsprechend Absatz 2 nicht hergestellt zu werden, soweit dies auf dem Grundstück nicht oder nur 
unter großen Schwierigkeiten möglich ist. 
 
 
 
Zitat § 50 BauO NRW neu: 
 
§ 50 
Stellplätze und Garagen, Abstellplätze für Fahrräder 
 
(1) Die Gemeinden können durch Satzung regeln, dass bei Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung baulicher Anlagen, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug 
oder Fahrrad zu erwarten ist, Stellplätze oder Garagen und Abstellplätze für Fahrräder hergestellt 
werden müssen. Sie können auch bestimmen, dass an Stelle der Stellplätze oder Garagen ein 
Geldbetrag an die Gemeinde zu zahlen ist, wenn die Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen 
nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich ist oder aus städtebaulichen Gründen untersagt 
wurde. 
  
(2) Bei Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung baulicher Anlagen nach § 48 Absatz 2 und § 54 
Absatz 1 müssen geeignete Stellplätze für Menschen mit Behinderungen in ausreichender Zahl und 
Größe hergestellt werden. Diese Stellplätze sollen in der Nähe der barrierefreien Eingänge angeordnet 
werden. 
 
 
 


